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Der Flughafen
ist nicht gebaut

Die Zürcher Beschränkungsvorlagen sind unnötig,
heikel und schädlich. Von Andreas Schürer

Altbundesrat Moritz Leuenberger (sp.) scheint die Auseinan-
dersetzungen um den Flughafen Zürich zu vermissen. In sei-
ner Amtszeit als Verkehrsminister hat er zwar betont misslau-
nig auf Kritik an dem von ihm ausgehandelten und vom Parla-
ment schliesslich abgelehnten Staatsvertrag mit Deutschland
reagiert. Beleidigt nahm er danach die Kritik der Schneiser
auf, als die Südanflüge im Jahr 2003 eingeführt wurden. Jetzt
mischt sich Leuenberger wieder in die Flughafen-Diskussion
ein – und legt sich mit der eigenen Partei an. Als Präsident der
Swiss-Luftfahrtstiftung, welche die Integration der Swiss in
den Lufthansa-Verbund begleitet und ganz allgemein die
Schweizer Luftfahrt fördert, empfiehlt er ein doppeltes Nein
zu den beiden Flughafen-Vorlagen, über die am 27. November
im Kanton Zürich abgestimmt wird. Die SP, die die doppelte
Ja-Parole ausgegeben hat, reagiert pikiert, und die Fluglärm-
aktivisten jaulen auf, weil ihr Lieblingsfeind wieder auf der
Bühne erscheint. Doch für einmal muss man Leuenberger zu
Hilfe eilen – denn hier hat er recht.

Die Vorlagen zielen beide darauf ab, Neu- und Ausbauten
von Pisten am Flughafen Zürich zu verhindern. Der vom Ver-
ein «Flugschneise Süd – Nein» vorgebrachte Gegenvorschlag
verlangt zudem einen Verzicht auf den Bau von Schnellabroll-
wegen und ein stark ausgebautes Vetorecht der Kantons-
vertretung im Verwaltungsrat der Flughafen Zürich AG.
Beide Vorlagen beschränken die Entwicklungsmöglichkeiten
des Flughafens. Sie sind unnötig, weil gemäss dem geltenden
Flughafengesetz die Zürcher Stimmberechtigten ohnehin jede
Veränderung am Pistensystem genehmigen müssen. Das war
auch in der Vergangenheit so: Der Flughafen Zürich ist denn
auch wie kein anderer Interkontinentalflughafen demokra-
tisch legitimiert. Jeden einzelnen Ausbauschritt hat das
Stimmvolk genehmigt, zuletzt lehnte es in den Jahren 2007
und 2009 die Plafonierungs- und die Verteilungsinitiative ab.
Heikel sind die Vorlagen, weil der Flughafen eine nationale
Infrastruktur und die Luftfahrt ein nationales Dossier ist – und
der Bund eine vom Zürcher Stimmvolk verordnete Total-
blockade kaum auf Jahre hinaus hinnehmen könnte. Eher
würden jene Stimmen Auftrieb erhalten, die das Mitsprache-
recht des Flughafen-Kantons Zürich lieber heute als morgen
einschränken wollen.

Würden die Vorlagen tatsächlich umgesetzt und das Pisten-
system somit auf Jahrzehnte hinaus zementiert, wäre der Scha-
den enorm – für den Flughafen, für die Swiss und für die
Schweizer Volkswirtschaft allgemein, aber auch für alle, die
Wert auf einen sicheren Flugbetrieb und auf den Grundsatz
legen, möglichst wenig Menschen mit Fluglärm zu belasten.
Um die Sicherheit zu verbessern, drängt sich eine Verlänge-
rung der Piste 28 auf; so könnte ein stabilerer Landebetrieb
aus dem Osten ermöglicht werden. In Kombination mit einer
Verlängerung der Piste 32 würden zudem Betriebsvarianten
ermöglicht, die in Bezug auf die Lärmbelastung wesentlich
besser abschneiden als das heutige Flugregime.

Zentral ist auch das wirtschaftliche Argument. Der Flug-
hafen muss sich entwickeln können. Ein Mega-Hub soll er
nicht werden, kann er gar nicht. Der Flughafen München ist
rund ein Drittel grösser, mit Frankfurt kann sich Zürich auch
in Zukunft nicht messen. Im europäischen Vergleich liegt
Zürich etwa auf Platz elf, in der gleichen Grössenordnung wie
Kopenhagen. Moderates Wachstum muss aber möglich sein,
vor allem die Kapazität in den Spitzenzeiten muss erhöht wer-
den können. Auch dazu sind Pistenverlängerungen nötig. Die
Verhinderer, die mit regionalen Interessen im Hinterkopf die-
ses moderate Wachstum blockieren wollen, gefährden nicht
nur Flughafen und Swiss, sondern generell Wohlstand und
Arbeitsplätze. Wenn die Swiss im Wettbewerb nicht mehr mit-
halten kann, stellt dies die internationale Anbindung der
Schweiz infrage – für Wirtschaft und Tourismus wäre dies
fatal. Leuenberger hat dies anscheinend erkannt. Dass er nun
an vorderster Front für den Flughafen kämpft, entbehrt nicht
einer gewissen Ironie. Ernstlich zu hoffen ist aber, dass er die-
ses Mal auf der Seite der Gewinner stehen wird.

PETER GUT
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Der Artikel von Stephan Ramming
spricht mir aus der Seele (NZZ
5. 10. 11). Interessanterweise ist drei
Tage nach den Zürcher Fussballkrawal-
len in den Basler Blättern kein Wort
mehr dazu zu lesen. Die Vereine möch-
ten offenbar das Ganze so schnell wie
möglich in Vergessenheit geraten las-
sen. Ich höre von den Stadionbetrei-
bern und den Fanbetreuern immer die-
selbe Leier: «Wir tun schon sehr viel,
und die Kosten sind immens.» Fussball
ist ein Millionengeschäft. Wenn ich ein
florierendes Geschäft in Basel oder
Zürich betrete, erwarte ich Zuvorkom-
menheit und Sicherheit; beides wird mir
in der Regel zuteil. Darum darf dies
auch die Kundschaft eines Fussball-
stadions erwarten. Kann dies nicht
mehr gewährleistet werden, meiden wir
die unwirtliche Herberge. Also genies-
sen wir doch die Spiele aus dem siche-
ren Lehnstuhl! Vielleicht finden die
Fussballverantwortlichen ja dann krea-
tivere Lösungen.

Annemarie Widmer, Münchenstein

Christoph Blochers
Kandidatur
Altbundesrat Christoph Blocher hat
sich als Kandidat für den Stände- und
den Nationalrat im Kanton Zürich auf-
stellen lassen. Weshalb tut er sich das
an, und erst noch mit 71 Jahren? Hat er
das nötig? Er war in der zweiten Hälfte
des 20. Jahrhunderts einer der bedeu-
tendsten Unternehmer des Landes. Als
Ehemann und Familienvater hat er
immer vorbildlich zu seinen Angehöri-
gen geschaut. Seine Töchter und sein
Sohn sind Unternehmerinnen bzw. Un-
ternehmer mit gutem Erfolg geworden.
Mit der Übernahme der freisinnigen
Grundsätze hat er die SVP zu einer bür-
gerlichen Partei umgebaut, in welcher
Unternehmer, KMU-Betreiber, Vertre-
ter und Landwirte eine neue politische

Heimat gefunden haben, und er hat der
Partei einen Schub nach rechts gegeben.
Mit seinem Vorgehen hat er Anhänger
der CVP und des Freisinns in seine Par-
tei locken können.

Nach all seinen privaten und politi-
schen Erfolgen hat Christoph Blocher
sein Ziel erreicht und ist Bundesrat ge-
worden. Weshalb steigt er nochmals in
die politische Arena? Er könnte doch
als alter, weiser Mann im Hintergrund
mit guten Ratschlägen wirken. Mit 71
Jahren ist er ein alter Mann, und seine
Zeit als Politiker ist abgelaufen. Wie gut
hatte es vor etwa 150 Jahren der deut-
sche Dichter Theodor Fontane auf den
rechten Punkt gebracht: «Man muss
beiseite treten und einem heranwach-
senden Geschlechte den Vortritt lassen
können; tut man es nicht, so wird man
lästig und lächerlich.»

Hans Brogni, Port (BE)

Sportschiedsgerichte
als Fan-Gerichte
Die Rechtsanwälte bemerken richtig,
dass das Sportschiedsgericht TAS un-
abhängig, kompetent, professionell zu-
sammengesetzt, effizient und nach
rechtsstaatlichen Prinzipien urteilen
soll, damit rechtskräftig und rechtzeitig
entschieden ist, welche Fussballspieler
lizenziert sind und ob Contador die Tour
de France bestreiten darf (NZZ
30. 9. 11). Richtig ist, dass Doping als
Betrug im Strafrechtssinn an den Mitbe-
werbern, Veranstaltern und Sponsoren
qualifiziert wird, befremdend aber ist
die Schlussfolgerung der interviewten
Rechtsanwälte, dass Doping freigege-
ben werden soll. Veranstalter und Mit-
konkurrenten wollen kaum mit Betrü-
gern Spitzensport betreiben, und Spon-
soren wollen wohl kaum Gelder an Be-

trüger abliefern, umso weniger, wenn
die betrügenden Sportler mit einer be-
dingten Freiheitsstrafe statt einer Sperre
rechnen müssen. Staatliche Gerichte
werden als Heilmittel verkündet, was
ich verneine. Sobald lokale oder natio-
nale Gerichte über Lizenzierungen oder
Doping Urteile fällen, dürfen wir davon
ausgehen, dass Fenerbahce Istanbul
trotz Korruption für die Champions
League zugelassen wird und das Madri-
der Gericht Contador einen Freibrief
ausstellt. Schliesslich können die einhei-
mischen Gerichte sich kaum dem Druck
der lokalen Fans und Präsidenten sowie
der Politik entziehen. Lieber kompe-
tente Sportschiedsgerichte statt staat-
liche Fan-Gerichte am Wohnort des
Sportlers oder des Klubs.

Carlo Häfeli, Zürich

Energiebedarf
ist stillbar
Laut BP und ihrem Chefökonomen wer-
den die fossilen Energien 2030 noch zwei
Drittel des Energiebedarfs decken
(NZZ 4. 10. 11). Zur Klimaproblematik
heisst es nur: «Meilenweit» verfehle man
eine Begrenzung der Erwärmung auf 2
Grad. Der Autor scheint im Ernst zu
meinen, dass die zunehmenden Schäden
durch Wetterextreme und andere Klima-
veränderungen von der Mehrheit der
Menschen reaktionslos hingenommen
werden. BP gibt mit diesem «Weiter-wie-
bisher»-Szenario ein weiteres Beispiel
für die enormen Schwierigkeiten eta-
blierter Firmen, veränderte Rahmen-
bedingungen zur Kenntnis zu nehmen,
geschweige denn darauf zu reagieren.
Die erneuerbaren Energien werden als
«Hobby der reichen Länder» bezeich-
net. Dabei sind praktisch alle Schwellen-
und Entwicklungsländer intensiv und
mit hohen Wachstumsraten engagiert.
Auch für die ärmste Landbevölkerung in
Afrika und Asien werden speziell ent-
wickelte Kleinanlagen von Solar-Home-
Systems bis zu Mini-Biogasanlagen in
Millionenstückzahlen installiert. Gerade
die Erneuerbaren bieten für diese Mil-
liarde Menschen die dringend nötige
Entwicklungsperspektive. Der Energie-
hunger aller Länder ist tatsächlich still-
bar, aber nicht nach den Klima-desaströ-
sen Extrapolationen von BP.

Klaus Ragaller, Wettingen

Stimmen zum
Fussball-Rowdytum
«Die Schande von Zürich» und «die
Schande von Basel» unterscheiden sich
höchstens durch die Ortsnamen (NZZ
3. 10. 11). Das ist auch schon alles. Pas-
sieren wird wie damals trotz neunmal-
klugen Analysen nichts Entscheidendes,
und es werden wiederum politisch mar-
kige Worte gesprochen (es ist ja Wahl-
zeit). Und wenn dann genügend Gras
über diesen Fall gewachsen ist, geht man
wieder zur Tagesordnung über. Dieses
zynische Spiel wird leider so lange wei-
tergespielt werden, bis die ersten
Schwerstverletzten oder gar Todesopfer
zu beklagen sind. Die politischen und
sportlichen Akteure der gegenwärtigen
Szene werden dann mit Sicherheit jede
Verantwortung weit von sich weisen.
Obwohl die technischen und rechtlichen
Mittel längst vorhanden sind, um ge-
wisse Leute aus den Stadien zu verban-
nen, will man es sich mit diesen «Fans»
offenbar noch immer nicht verscherzen.

Max Mantel, Kilchberg (ZH)

Bis jetzt sind wirkungsvolle Massnah-
men zur Eindämmung des Fussball-
Rowdytums am Schwarzpeterspiel zwi-
schen Klubs, Ligen und Behörden ge-
scheitert (NZZ 4. 10. 11). Wieso also
nicht den Publikumsbereich sämtlicher
Stadien schliessen und alle Spiele per TV
oder Internet übertragen? Damit entfie-
len die Fussballstadien als Plattformen
und Tummelplätze für gewalttätige
Chaoten. Zwischen den Mindereinnah-
men aus den Stadien, den Einnahmen
der Übertragungsrechte, dem Minder-
aufwand für den Unterhalt und Betrieb
der Stadien liesse sich sicher ein Gleich-

gewicht finden. Die technische Infra-
struktur für die Übertragung ist ohnehin
schon vorhanden. Damit würden Fuss-
ballspiele für echte Fans und Familien
wieder attraktiv – einzige Verlierer wä-
ren die Wurst- und Bierverkäufer.

Peter Merz, Brütten
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KORRIGENDUM

zz. U Im Artikel «Die Post, Economie-
suisse und der Glaube an Vergleiche»
(NZZ 6. 10. 11) wurde eine Jahreszahl
unkorrekt wiedergegeben. Es hiess dort,
der Wechselkurs zwischen Euro und
Franken vom 1. November 2010 habe
unter dem durchschnittlichen Wert des
ganzen Jahres 2011 gelegen. Das ist
falsch; es muss heissen, der Wechselkurs
vom 1. November 2010 habe unter dem
durchschnittlichen Wert des ganzen Jah-
res 2010 gelegen.


